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Gemeinde Hohenstein, Gemeinde Werther, Stadt Nordhausen und zugehörige Ortsteile, 
Gemeindegebiet Hain, Gemeindegebiet Kleinfurra, Landgemeinde Bleicherode und Gemeinde 
Sollstedt. 

3. Die sofortige Vollziehung der in den Nummern 1. und 2. des Tenors getroffenen Regelungen 
wird angeordnet. 

4. Diese Allgemeinverfügung ergeht unter dem Vorbehalt des Widerrufes und gilt bis auf Weiteres. 
5. Diese Allgemeinverfügung gilt an dem auf die ortsübliche Bekanntmachung folgenden Tag als 

bekannt gegeben.  
6. Die Verfügung ergeht kostenfrei. 

 
Begründung 
I. 
Am 05. Januar 2021 erfolgte die Information durch das Thüringer Landesamt Bad Langensalza an den 
Fachbereich Veterinärwesen, dass bei einem am 30. Dezember 2020 eingesandten Huhn die aviäre 
Influenza festgestellt wurde. In dem vorliegenden Tierkörper konnte das Influenza A-Virusgenom 
nachgewiesen werden. Die Differenzierung auf H 5 und H 7 verlief mit negativem Ergebnis für H 7 und 
positivem Ergebnis auf H 5.  
Lt. Befundmitteilung vom 07. Januar 2021 wurde durch das Friedrich-Löffler-Institut das hochpathogene 
Geflügelpestvirus H 5 N 7 differenziert.  
 
II. 
Der Fachbereich Veterinärwesen Nordhausen ist sachlich und örtlich für den Vollzug der Geflügelpest-
Verordnung zuständig. Die sachliche Zuständigkeit richtet sich nach den Vorgaben von § 1 Absatz 2 des 
Thüringer Ausführungsgesetzes zum Tiergesundheitsgesetz (ThürTierGesG). Die örtliche Zuständigkeit 
ergibt sich aus § 3 Abs.1 Nr. 2 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG).  
 
zu Nr. 1 und 2 
Ist die Geflügelpest bei einem gehaltenen Vogel amtlich festgestellt, so legt die zuständige Behörde 
gemäß § 21 Abs. 1 der Geflügelpest-Verordnung ein Gebiet um den Seuchenbestand mit einem Radius 
von mindestens drei Kilometern als Sperrbezirk fest. 
Ist Geflügelpest bei einem gehaltenen Vogel amtlich festgestellt, legt die zuständige Behörde gemäß § 
27 Abs. 1 Geflügelpest-Verordnung weiterhin um den Sperrbezirk herum ein Beobachtungsgebiet fest. 
Der Radius von Sperrbezirk und Beobachtungsgebiet zusammen beträgt mindestens zehn Kilometer. 
Bei der Gebietsfestlegung berücksichtigt die zuständige Behörde die Strukturen des Handels und der 
örtlichen Gegebenheiten, natürliche Grenzen, epidemiologische Erkenntnisse, ökologische 
Gegebenheiten, Überwachungsmöglichkeiten sowie das Vorhandensein von Schlachtstätten und 
Verarbeitungsbetrieben für Material der Kategorie 1 und 2 nach Artikel 24 Absatz 1 Buchstabe a der 
Verordnung (EG) Nr. 1069/2009. 
Bei der Geflügelpest handelt es sich um eine hochansteckende Erkrankung, die durch ihre 
Übertragbarkeit auf Vögel verschiedenster Arten insbesondere die Nutzgeflügelbestände gefährdet. Um 
eine Verbreitung dieser Tierseuche wirksam zu verhindern, war es erforderlich, den Sperrbezirk und das 
Beobachtungsgebiet in der unter Punkt 1 und 2 dieser Verfügung genannten Größe festzulegen. Die 
Festlegung kleinerer Restriktionszonen kam im Interesse einer wirkungsvollen Seuchenbekämpfung 
nicht in Betracht. 
Bei der Risikobewertung gem. § 13 Abs. 2 der Geflügelpestverordnung wurde zugrunde gelegt, dass 
sich auf dem gesamten Gebiet des Landkreises Nordhausen Flüsse, andere Oberflächengewässer und 
Feuchtgebiete befinden. Der gesamte Landkreis ist Rast und Durchzugsgebiet für wildlebende Wat- und 
Wasservögel.  
Die Wahrscheinlichkeit für eine Infektion im Wildvogelbestand des Landkreises Nordhausen wird auf der 
Grundlage der Risikobewertung als sehr hoch angesehen. Dies trifft auch für die Wahrscheinlichkeit für 
eine Infektion im Bestand der gehaltenen Vögel zu.  
Der Erlass der Aufstallungspflicht ist erforderlich, da der Wildvogelzug prognostisch noch mehrere 
Wochen lang anhalten wird und sich damit das Risiko der Einschleppung des Erregers in das Gebiet des 
Landkreises Nordhausen erhöht und verstetigt.  
Daher überwiegen im Landkreis Nordhausen die Sicherheitsinteressen zur Verhinderung einer 
Verbreitung des HPAI-Virus derzeit das Interesse der Geflügelhalterinnen und Geflügelhalter an der 
Freilandhaltung.  
Bei der aviären Influenza (Geflügelpest) handelt es sich um eine hochansteckende Tierseuche mit 
schneller Ausbreitungstendenz. Der Ausbruch der Tierseuche ist mit hohen wirtschaftlichen Verlusten 
und Handelssanktionen verbunden. Diese Einschränkungen und Verluste entstehen nicht nur den 
betroffenen Betrieben selbst, sondern betreffen auch die Bürger und Betriebe im Umkreis des 
Ausbruchsortes. Die aviäre Influenza verfügt zudem über zoonotisches Potential. Die Übertragung der 
Tierseuche auf den Menschen kann nicht ausgeschlossen werden. 
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Daher muss die Ausbreitung der aviären Influenza zum Schutz der Tiergesundheit, der 
landwirtschaftlichen Betriebe und der menschlichen Gesundheit wirksam unterbunden werden. Die 
Maßnahmen zum Schutz vor einer Verschleppung der Seuche müssen, um wirksam die Ausbreitung der 
Tierseuche zu verhindern, sofort ergriffen werden. 
Der Ausbruch der Geflügelpest wurde durch das Ergebnis einer durchgeführten Laboruntersuchung bei 
einem Huhn nachgewiesen. Eine Infektion weiterer Tiere kann nicht ausgeschlossen werden, weshalb 
Schutzmaßregeln durch die zuständige Überwachungsbehörde anzuordnen sind. Um eine Verbreitung 
dieser Krankheit wirksam zu verhindern, ist es erforderlich, die in den Nummern 1 und 2 dieser 
Verfügung genannten Restriktionszonen festzulegen.  
Gemäß § 37 TierGesG hat die Anfechtung bestimmter Anordnungen zum Zwecke der 
Tierseuchenbekämpfung keine aufschiebende Wirkung. 
Die in diesem Bescheid getroffenen Anordnungen sind verhältnismäßig. Die Maßnahme ist geeignet, 
den Zweck, hier die Verhinderung einer Infektion von Hausgeflügel, zu erreichen. Die Festlegung von 
Restriktionsgebieten ist erforderlich, da kein anders, milderes Mittel zur Verfügung steht, welches 
gleichermaßen geeignet wäre. Die Anordnung ist auch angemessen, da die vorrangig wirtschaftlichen 
Nachteile, die der einzelne betroffene Tierhalter durch die Restriktionszone hinzunehmen hat, im 
Vergleich zum gesamtwirtschaftlichen Schaden, der durch einen einzigen Geflügelpestausbruch für die 
gesamte Thüringer Geflügel- und Lebensmittelwirtschaft entstehen würde, unerheblich sind. In soweit 
überwiegt das öffentliche Interesse die privaten Interessen. 
 
zu Nr. 3  
Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in den Ziffern 1. und 2. des Tenors wird gemäß § 80 Abs. 2 
Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet, da es sich bei der Geflügelpest um eine 
hochansteckende und leicht übertragbare Tierseuche handelt, die bei Ausbruch mit hohen 
wirtschaftlichen Schäden und weitreichenden Handelsrestriktionen einhergeht. Die Maßnahmen zum 
Schutz vor der Verschleppung der Seuche müssen daher sofort und ohne eine zeitliche Verzögerung 
greifen. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfordert ein besonderes Vollzugsinteresse, welches 
über jenes hinausgeht, das den Bescheid rechtfertigt. Es liegt im besonderen öffentlichen Interesse, 
dass die zur wirksamen Seuchenbekämpfung erforderlichen Maßnahmen ohne zeitlichen Verzug 
durchgeführt werden können. Diesem besonderen öffentlichen Interesse stehen keine vorrangigen oder 
gleichwertigen Interessen des Tierhalters gegenüber, die es rechtfertigen könnten, die Wirksamkeit der 
Allgemeinverfügung bis zu einer zeitlich noch nicht absehbaren unanfechtbaren Entscheidung über 
einen möglichen Widerspruch hinauszuschieben. Insofern überwiegt das öffentliche Interesse an der 
sofortigen Vollziehung ein entgegenstehendes privates Interesse an der aufschiebenden Wirkung eines 
Widerspruchs. 
 
zu Nr. 4 
Um die jeweils aktuelle Tierseuchenlage berücksichtigen zu können, bleibt der Widerruf der 
Allgemeinverfügung gemäß § 36 Abs. 2 Nr. 3 ThürVwVfG vorbehalten. 
 
zu Nr. 5 
Entsprechend § 41 Abs. 4 Sätze 3 und 4 Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz (ThürVwVfG) gilt die 
Allgemeinverfügung zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In einer 
Allgemeinverfügung kann ein hiervon abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung 
folgende Tag, bestimmt werden. Von dieser Ermächtigung wurde Gebrauch gemacht, da die 
tierseuchenrechtliche Anordnung keinen Aufschub duldet.  
Diese Allgemeinverfügung wird auf der Grundlage des § 41 Abs. 3 Satz 2 ThürVwVfG öffentlich bekannt 
gegeben. Dabei war zu berücksichtigen, dass der Adressatenkreis so groß ist, dass er, bezogen auf Zeit 
und Zweck der Regelung, vernünftigerweise nicht in Form einer Einzelbekanntgabe angesprochen 
werden kann. 
Von einer Anhörung wurde gemäß § 28 Abs. 2 Nr. 4 ThürVwVfG abgesehen. lm Rahmen der 
Ermessensentscheidung war zu berücksichtigen, dass bei der vorliegenden Sachlage die Anhörung der 
Betroffenen nicht zu einer anderen Beurteilung der Dinge geführt hätte. 
 
zu Nr. 6 
Die Kostenentscheidung ergeht nach § 28 ThürTierGesG. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe schriftlich oder zur 
Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Nordhausen, Behringstraße 3, 99734 Nordhausen oder bei 
einer anderen Außenstelle des Landratsamtes Nordhausen erhoben werden.  
Der Widerspruch kann auch durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
nach dem De-Mail-Gesetz erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: info@lrandh.de-mail.de.  
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Hinweise: 
Vorgenannte Festlegungen gelten für alle betroffenen Personen. Besondere Regelungen betreffen 
darüber hinaus alle Halter von Geflügel oder in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln. Die 
Sperrmaßnahmen nach §§ 21, 27 und 30 Geflügelpest-Verordnung für das gefährdete Gebiet sind von 
den Vogelhaltern einzuhalten, ohne dass es einer zusätzlichen Konkretisierung durch einen 
Verwaltungsakt bedarf, da bereits per Gesetz vorgeschrieben. Die Einhaltung dieser Vorschriften dürfte 
daher auch in Ihrem Interesse liegen.  
 
Im Sperrbezirk gilt folgendes:  

1. Wer im Sperrbezirk Geflügel oder in Gefangenschaft gehaltene Vögel anderer Arten hält, hat 
diese Tiere in geschlossenen Ställen oder unter einer Schutzvorrichtung zu halten.  

2. Mit der Bekanntgabe der Festlegung des Sperrbezirks haben Tierhalter der zuständigen 
Behörde unverzüglich die Anzahl der gehaltenen Vögel unter Angabe ihrer Nutzungsart und 
ihres Standorts und der verendeten gehaltenen Vögel sowie jede Änderung anzuzeigen. 

3. Die zuständige Behörde bringt an den Hauptzufahrtswegen zu dem Sperrbezirk Schilder mit der 
deutlichen und haltbaren Aufschrift „Geflügelpest – Sperrbezirk“ gut sichtbar an. 

4. Die zuständige Behörde führt in den im Sperrbezirk gelegenen Beständen, in denen Vögel zu 
Erwerbszwecken gehalten werden, Untersuchungen über den Verbleib von gehaltenen Vögeln, 
Fleisch von Geflügel, Eiern, tierischen Nebenprodukten und Futtermitteln sowie die Maßnahmen 
nach Maßgabe des Kapitels IV Nummer 8.6 des Anhangs der Entscheidung 2006/437/EG durch. 

5. Die zuständige Behörde kann für die im Sperrbezirk gelegenen Bestände serologische oder 
virologische Untersuchungen anordnen. 

6. Die zuständige Behörde kann die Tötung und unschädliche Beseitigung im Sperrbezirk 
gehaltener Vögel anordnen, soweit dies aus Gründen der Tierseuchenbekämpfung, 
insbesondere zur unverzüglichen Beseitigung eines Infektionsherdes, erforderlich ist. 

7. Die zuständige Behörde kann die Jagd auf Federwild untersagen, soweit dies aus Gründen der 
Tierseuchenbekämpfung erforderlich ist. 

8. Gehaltene Vögel, Säugetiere, Fleisch von Geflügel und Federwild, Eier sowie von Geflügel und 
Federwild stammende sonstige Erzeugnisse und tierische Nebenprodukte dürfen weder in einen 
noch aus einem Bestand mit gehaltenen Vögeln verbracht werden. 

9. Futtermittel dürfen nicht aus einem Bestand mit gehaltenen Vögeln verbracht werden. 
10. In jedem Geflügelbestand hat der Tierhalter sicherzustellen, dass  

a) die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen Standorte des Geflügels gegen 
unbefugten Zutritt oder unbefugtes Befahren gesichert sind, 

b) die Ställe oder die sonstigen Standorte des Geflügels von betriebsfremden Personen nur mit 
betriebseigener Schutzkleidung oder Einwegschutzkleidung betreten werden und dass diese 
Personen die Schutz- oder Einwegschutzkleidung nach Verlassen des Stalles oder 
sonstigen Standorts des Geflügels unverzüglich ablegen, 

c) Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich gereinigt und desinfiziert und 
Einwegschutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich unschädlich beseitigt wird, 

d) nach jeder Einstallung oder Ausstallung von Geflügel die dazu eingesetzten Gerätschaften 
und der Verladeplatz gereinigt und desinfiziert werden und dass nach jeder Ausstallung die 
frei gewordenen Ställe einschließlich der dort vorhandenen Einrichtungen und Gegenstände 
gereinigt und desinfiziert werden, 

e) betriebseigene Fahrzeuge abweichend von § 17 Absatz 1 Satz 1 und 2 der 
Viehverkehrsverordnung unmittelbar nach Abschluss eines Geflügeltransports auf einem 
befestigten Platz gereinigt und desinfiziert werden, 

f) Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die in der Geflügelhaltung eingesetzt 
und in mehreren Ställen oder von mehreren Betrieben gemeinsam 
benutzt werden, jeweils vor der Benutzung in einem anderen Stall oder im abgebenden 
Betrieb vor der Abgabe gereinigt und desinfiziert werden, 

g) eine ordnungsgemäße Schadnagerbekämpfung durchgeführt wird und hierüber 
Aufzeichnungen gemacht werden, 

h) der Raum, der Behälter oder die sonstigen Einrichtungen zur Aufbewahrung verendeten 
Geflügels nach jeder Abholung, mindestens jedoch einmal im Monat, gereinigt und 
desinfiziert wird oder werden, 

i) eine betriebsbereite Einrichtung zum Waschen der Hände sowie eine Einrichtung zum 
Wechseln und Ablegen der Kleidung und zur Desinfektion der Schuhe vorgehalten wird. 

11. Die Beförderung von frischem Fleisch von Geflügel aus einer Schlachtstätte, einem 
Zerlegebetrieb oder einem Kühlhaus ist verboten. 

12. Gehaltene Vögel zur Aufstockung des Wildvogelbestands dürfen nicht frei gelassen werden. 
13. Auf öffentlichen oder privaten Straßen oder Wegen, ausgenommen auf betrieblichen Wegen, 

dürfen gehaltene Vögel, Eier oder Tierkörper gehaltener Vögel nicht befördert werden. 
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14. Die Durchführung von Geflügelausstellungen, Geflügelmärkten oder Veranstaltungen ähnlicher 
Art ist verboten. 

15. Transportfahrzeuge und Behälter, mit denen gehaltene Vögel, frisches Fleisch von Geflügel, 
tierische Nebenprodukte von Geflügel, Futtermittel und sonstige Materialien, die Träger des 
hochpathogenen aviären Influenzavirus sein können, befördert worden sind, sowie Fahrzeuge, 
mit denen ein Bestand mit gehaltenen Vögeln befahren worden ist, sind unverzüglich nach jeder 
Beförderung nach näherer Anweisung der zuständigen Behörde zu reinigen und zu 
desinfizieren. 

Im Beobachtungsgebiet gilt folgendes:  
1. Gehaltene Vögel, frisches Fleisch von Geflügel und Federwild, Eier sowie von Geflügel und 

Federwild stammende sonstige Erzeugnisse sowie tierische Nebenprodukte von Geflügel dürfen 
weder in einen noch aus einem Bestand verbracht werden. 

2. In jedem Geflügelbestand hat der Tierhalter sicherzustellen, dass  
a) die Ställe oder die sonstigen Standorte des Geflügels von betriebsfremden Personen nur mit 

betriebseigener Schutzkleidung oder Einwegschutzkleidung betreten werden und dass diese 
Personen die Schutz- oder Einwegschutzkleidung nach Verlassen des Stalles oder 
sonstigen Standorts des Geflügels unverzüglich ablegen, 

b) Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich gereinigt und desinfiziert und 
Einwegschutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich unschädlich beseitigt wird. 

3. Gehaltene Vögel zur Aufstockung des Wildvogelbestands dürfen nicht frei gelassen werden. 
4. Die Durchführung von Geflügelausstellungen, Geflügelmärkten oder Veranstaltungen ähnlicher 

Art ist verboten. 
5. Transportfahrzeuge und Behälter, mit denen gehaltene Vögel, frisches Fleisch von Geflügel, 

tierische Nebenprodukte von Geflügel, Futtermittel oder sonstige Materialien, die Träger des 
hochpathogenen aviären Influenzavirus sein können, befördert worden sind, sowie Fahrzeuge, 
mit denen ein Bestand mit gehaltenen Vögeln befahren worden ist, sind unverzüglich nach jeder 
Beförderung nach näherer Anweisung der zuständigen Behörde zu reinigen und zu 
desinfizieren. 

6. Die zuständige Behörde kann für das im Beobachtungsgebiet gehaltene Geflügel sowie für 
gehaltene Vögel anderer Arten die Haltung in geschlossenen Ställen oder unter einer 
Schutzvorrichtung anordnen.  

1. Für die Dauer von 30 Tagen nach Festlegung der Kontrollzone dürfen gehaltene Vögel und 
Bruteier und frisches Fleisch von Geflügel und Federwild sowie tierische Nebenprodukte nicht in 
einen Geflügelbestand oder eine sonstige Vogelhaltung verbracht werden. 

 
Der Fachbereich Veterinärwesen Nordhausen kann auf Grundlage der Vorgaben der Geflügelpest - 
Verordnung bestimmte Ausnahmen von den oben aufgeführten Reglungen zulassen. Diese sind beim 
Fachbereich Veterinärwesen Nordhausen, OT Bielen, Alte Leipziger Straße 50, 99734 Nordhausen 
schriftlich zu beantragen. 
 

Nr. 2: 
Bekanntmachung des Landkreises Nordhausen: Allgemeinverfügung zur Bekämpfung der 
Geflügelpest - Anordnung von Maßnahmen gemäß § 13 Geflügelpest-Verordnung – 
Aufstallungspflicht 
 
Der Fachbereich Veterinärwesen des Landkreises Nordhausen folgende  
 

          Allgemeinverfügung 
 
1. Es wird für alle Bestände mit gehaltenen Vögeln (Hühner, Puten, Enten, Gänse, Fasane, 

Perlhühner, Rebhühner, Truthühner, Wachteln, Laufvögel) im gesamten Landkreis die Aufstallung 
zur Haltung in geschlossenen Ställen oder unter einer Vorrichtung, die aus einer 
überstehenden, nach oben gegen Einträge gesicherten dichten Abdeckung und einer gegen 
das Eindringen von Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung bestehen muss, angeordnet.  

2. Alle Geflügelhalter im Landkreis Nordhausen, die ihrer Pflicht zur Meldung des gehaltenen Geflügels 
bisher noch nicht nachgekommen sind, haben die Haltung von Geflügel unverzüglich beim 
Fachbereich Veterinärwesen Nordhausen anzuzeigen.   

3. Die sofortige Vollziehung der in den Nummern 1. und 2. des Tenors getroffenen Regelungen 
angeordnet. 

4. Diese Allgemeinverfügung ergeht unter dem Vorbehalt des Widerrufes und gilt bis auf Weiteres. 
5. Die Allgemeinverfügung wird an dem auf die öffentliche Bekanntmachung folgenden Tag wirksam.  
6. Diese Verfügung ergeht verwaltungskostenfrei. 
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Begründung: 
I. 
In Deutschland werden seit dem 30.10.2020 täglich HPAIV H5-infizierte, vorwiegend tot aufgefundene 
Wildvögel (Stand 05.01.2021 - 9:00 Uhr: 466 HPAI H5-Fälle bei Wildvögeln; Quelle FLI) gemeldet. Die 
Funde stammen weiterhin überwiegend aus dem Bereich der schleswig-holsteinischen 
Wattenmeerküste, wo bisher mehrere Tausend verendete Enten und Gänse (überwiegend Pfeifenten 
und Nonnengänse) geborgen wurden, und der Ostseeküste in Mecklenburg-Vorpommern. Nachweise 
gibt es zudem aus Hamburg, Brandenburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen, Berlin und 
Bayern. Derzeit wurden drei HPAIV Subtypen nachgewiesen, H5N8, welcher dominiert sowie H5N5 und 
H5N1. Außerdem meldeten das Vereinigte Königreich, die Niederlande, Frankreich (Korsika), Dänemark 
und Irland Wildvogelfälle bzw. Ausbrüche von HPAIV H5 in Nutzgeflügelbeständen. Zunehmend kam es 
in letzter Zeit zu Einträgen in Geflügelhaltungen, laut Datenbank des FLI wurden mit Stand 05.01.2021 
(9:00 Uhr) 32 Ausbrüche bei Hausgeflügel amtlich festgestellt.  
 
Im Landkreis Nordhausen wurde der Fachbereich Veterinärwesen am 05. Januar 2021 davon in 
Kenntnis gesetzt, dass bei einem am 30. Dezember 2020 eingesandten Huhn im Genomnachweis H 5 
festgestellt wurde. Die genaue Differenzierung erfolgte über das Friedrich-Löffler-Institut und wurde am 
07. Januar 2021 mitgeteilt – H 5 N 8.  
 
Die neuen Funde von HPAI H5-Viren bei Wasser-, Greif- und Möwenvögeln sowie bei Geflügel in 
Küstenregionen der Nord- und Ostsee stehen zeitlich und räumlich in Zusammenhang mit dem bereits 
begonnenen Herbstzug von Wasservögeln aus Regionen, in denen HPAIV H5N8 nachgewiesen wurde 
und wo es vermutlich in unbekanntem Umfang in Wasservogelpopulationen zirkuliert. 
Der Vogelzug (auch Wasservögel) ist derzeit in vollem Gange, und die Dichte der Vogelpopulationen in 
Rastgebieten wird in den kommenden Wochen weiter zunehmen bzw. durch Kälteeinbrüche 
beschleunigt. Diese Bedingungen begünstigen die Virusübertragung und Ausbreitung. Tote, infizierte 
Wildvögel werden von Aasfressern aufgenommen, die zu einer Virusverbreitung innerhalb ihres 
Bewegungsradius und zu Umweltkontaminationen beitragen. Damit steigt auch das Risiko indirekter 
Eintragungswege in Geflügelbetriebe. 
 
Das Risiko der Ausbreitung in Wasservogelpopulationen und des Eintrags in Nutzgeflügelhaltungen und 
Vogelbestände in zoologischen Einrichtungen in ganz Deutschland wird vom Friedrich-Loeffler-Institut 
nach wie vor als hoch eingestuft. Überwachungsmaßnahmen hinsichtlich toter oder kranker Wildvögel 
sollten unverzüglich weiter intensiviert sowie die Biosicherheit in den Geflügelbetrieben überprüft und 
ggf. optimiert werden. Kontakte zwischen Geflügel und Wildvögeln sollten unbedingt verhindert werden. 
Oberste Priorität hat der Schutz der Nutzgeflügelbestände vor einem Eintrag und der möglichen weiteren 
Verbreitung von HPAIV Infektionen. Hierzu müssen die einschlägig empfohlenen 
Biosicherheitsmaßnahmen und Überwachungs- bzw. Abklärungsuntersuchungen überprüft und 
unbedingt konsequent eingehalten werden. Zur Einhaltung von Grundregeln der Biosicherheit sind 
Geflügelhalter gesetzlich verpflichtet. Außerdem ist die Errichtung einer funktionierenden physischen 
Barriere zwischen den Habitaten von wilden Wasservögeln (z.B. Gewässer, Felder auf denen sich 
Gänse, Enten oder Schwäne sammeln) und den Geflügelhaltungen wesentlich. Berücksichtigt werden 
müssen auch indirekte Eintragswege wie kontaminiertes Futter, Wasser oder verunreinigte Einstreu und 
Gegenstände (Schuhwerk, Schubkarren, Fahrzeuge usw.). Diese sind zu unterbinden und geeignete 
Desinfektionsmaßnahmen vorzusehen. Das Verschleppen von Infektionen zwischen Geflügelhaltungen 
ist zu vermeiden. Hierzu müssen strenge Biosicherheitsmaßnahmen getroffen werden, insbesondere die 
konsequente Reinigung und Desinfektion von Kleidung, Schuhen, Geräten und Fahrzeugen. (Quelle: 
Risikoeinschätzung zum Auftreten von HPAIV H5 in Deutschland des FLI, Stand 04.12.2020)  
Vor dem Hintergrund der derzeitigen SARS-COV-2-Pandemie ist die geflügelhaltende Industrie ein 
wichtiger Wirtschaftszweig, dessen Produktionsleistung zur Ernährungssicherheit beiträgt. Umso 
zwingender ist der Schutz der Geflügelhaltungen. Aus diesem Grund ist als Schutzmaßnahme für alle 
Geflügelhaltungen in Gebieten, in denen es nachweislich aufgrund ornithologischer Beobachtungen zu 
massiven Ansammlungen von Zugvögeln kommt und Hausgeflügelbestände in geflügeldichten Gebieten 
eine Aufstallung zur Haltung des Geflügels in geschlossenen Ställen bzw. unter einer Vorrichtung, die 
aus einer überstehenden, nach oben gegen Einträge gesicherten dichten Abdeckung und einer gegen 
das Eindringen von Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung besteht, unbedingt geboten. 
 
Bei der Risikobewertung gem. § 13 Abs. 2 der Geflügelpestverordnung wurde zugrunde gelegt, dass 
sich auf dem gesamten Gebiet des Landkreises Nordhausen Flüsse, andere Oberflächengewässer und 
Feuchtgebiete befinden. Der gesamte Landkreis ist Rast- und Durchzugsgebiet für wildlebende Wat- und 
Wasservögel.  
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Die Wahrscheinlichkeit für eine Infektion im Wildvogelbestand des Landkreises Nordhausen wird auf der 
Grundlage der Risikobewertung als sehr hoch angesehen. Dies trifft auch für die Wahrscheinlichkeit für 
eine Infektion im Bestand der gehaltenen Vögel zu.  

Der Erlass der Aufstallungspflicht ist erforderlich, da der Wildvogelzug prognostisch noch mehrere 
Wochen lang anhalten wird und sich damit das Risiko der Einschleppung des Erregers in das Gebiet des 
Landkreises Nordhausen erhöht und verstetigt.  

Daher überwiegen im Landkreis Nordhausen die Sicherheitsinteressen zur Verhinderung einer 
Verbreitung des HPAI-Virus derzeit das Interesse der Geflügelhalterinnen und Geflügelhalter an der 
Freilandhaltung.  

II. 
Gemäß § 1 Absatz 2 Thüringer Ausführungsgesetz zum Tiergesundheitsgesetz (Thüringer 
Tiergesundheitsgesetz - ThürTierGesG) i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 4 Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz 
(ThürVwVfG) ist der Fachbereich Veterinärwesen des Landkreises Nordhausen zuständige Behörde für 
den Erlass dieser Allgemeinverfügung. 
 
Zu Nr. 1 des Tenors 
Die Anordnung der Aufstallung unter Nummer 1. des Tenors erfolgt gemäß § 13 Abs. 1 Geflügelpest-
Verordnung in Verbindung mit § 38 Abs. 11 und § 6 Abs. 1 Nr. 11a des Gesetzes zur Vorbeugung vor 
und Bekämpfung von Tierseuchen (Tiergesundheitsgesetz, TierGesG). Die Aufstallung ist auf der 
Grundlage einer nach § 13 Abs. 2 Geflügelpest-Verordnung erfolgten Risikobewertung zur Vermeidung 
der Einschleppung oder Verschleppung der Geflügelpest durch Wildvögel erforderlich. In dieser 
Risikobewertung sind die örtlichen Gegebenheiten einschließlich der Nähe zu einem Gebiet, in dem sich 
wildlebende Wat- und Wasservögel sammeln, rasten oder brüten sowie weitere Tatsachen zu 
berücksichtigen, soweit diese für eine hinreichende Abschätzung der Gefährdungslage unter 
Berücksichtigung der aktuell sich entwickelnden Tierseuchenlage erforderlich sind. Die Anordnung der 
Aufstallung erfolgt auf der Grundlage dieser Risikobewertung.  
Bei der Geflügelpest handelt es sich um eine hochansteckende Erkrankung der Hühner und anderer 
Geflügelarten (z. B. Enten, Gänsen, Puten, Wachteln, Tauben, Wildvögeln), die neben schweren 
klinischen Erkrankungen und Todesfällen auch hohe wirtschaftliche Verluste beim betroffenen Tierhalter 
verursacht. Darüber hinaus sind auch massive Einschränkungen beim Handel mit Geflügel und deren 
Erzeugnissen die Folge eines Geflügelpest-Ausbruchs. Dies würde neben dem direkten Schaden auch 
einen ggf. tiefen Einschnitt in die derzeit aufgrund der SARS-COV-2-Pandemie bedingte, sich u.U. 
kurzfristig auch angespannt darstellende, Versorgungslage mit Grundnahrungsmitteln nach sich ziehen 
können. Der Ausbruch der Geflügelpest in Deutschland und weiteren europäischen Ländern unterstreicht 
die Bedeutung von Biosicherheitsmaßnahmen zum Schutz der Tierhaltungen.  
In dem unter I. genannten Gutachten des Friedrich-Loeffler-Instituts wird das Risiko des Eintrags von 
Geflügelpest des Typs HPAIV H5 durch Wildvögel in Hausgeflügelbeständen bundesweit als hoch 
eingeschätzt und neben der konsequenten Durchsetzung von Vorsorgemaßnahmen (insbesondere der 
Biosicherheit) empfohlen, Geflügel risikobasiert, zumindest für Geflügelhaltungen, die sich in Regionen 
mit hoher Geflügel- oder Wildvogeldichte oder in der Nähe von Wildvogel-Rastplätzen befinden, 
aufzustallen. Aufgrund des genannten Gutachtens sowie der festgestellten Ausbrüche der Geflügelpest 
bei zahlreichen Wildvögeln in ganz Deutschland hat die Risikobewertung zu dem Ergebnis geführt, dass 
es erforderlich ist, Geflügel in den definierten Risikogebieten aufzustallen. Eine generelle 
Aufstallungspflicht in Thüringen ist aufgrund der derzeitigen Gefährdungslage nicht geboten.  
Wildvögel stellen ein Reservoir für aviäre Influenzaviren dar, umso mehr, als dass diese auch infiziert 
sein können, ohne deutliche klinische Symptome zu zeigen, aber trotzdem die Erreger ausscheiden. 
Auch die aktuell in Europa auftretende H5N8-Variante des aviären Influenzavirus wurde bereits in 
Wildvögeln in Südostasien nachgewiesen. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher unbedingt 
erforderlich, Kontakte zu Wildvögeln direkter und mittelbarer Art zu minimieren. Geflügel in 
Freilandhaltungen hat natürlicherweise weitaus größere Kontaktmöglichkeiten mit diversen 
Umweltfaktoren im Vergleich zu ausschließlich im Stall gehaltenen Tieren. 
Die Anordnung der Aufstallung wurde auf Grundlage epidemiologischer Erkenntnisse von den 
zuständigen Behörden vorgenommen. Diese Entscheidung erfolgte nach Ausübung des pflichtgemäßen 
Ermessens. Die Maßnahme ist geeignet, den Zweck, hier die Verhinderung einer Infektion von 
Hausgeflügel, zu erreichen. Die Aufstallung ist erforderlich, da kein anders, milderes Mittel zur Verfügung 
steht, welches gleichermaßen geeignet wäre. Die Anordnung ist auch angemessen, da die vorrangig 
wirtschaftlichen Nachteile, die der einzelne betroffene Tierhalter durch die Aufstallung hinzunehmen hat, 
im Vergleich zum gesamtwirtschaftlichen Schaden, der durch einen einzigen Geflügelpestausbruch für 
die gesamte Thüringer Geflügel- und Lebensmittelwirtschaft entstehen würde, unerheblich sind. In soweit 
überwiegt das öffentliche Interesse die privaten Interessen. 
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Zu Nr. 2 des Tenors 
Gemäß § 26 Abs. 1 Verordnung zum Schutz gegen die Verschleppung von Tierseuchen im Viehverkehr 
(Viehverkehrsverordnung) i.V.m. § 2 Abs. 1 Geflügelpest-Verordnung hat jeder der u.a. Hühner, Enten, 
Gänse, Fasane, Perlhühner, Rebhühner, Tauben, Truthühner, Wachteln oder Laufvögel hält, dies der 
zuständigen Behörde vor Beginn der Tätigkeit unter Angabe seines Namens, seiner Anschrift und der 
Anzahl der im Jahresdurchschnitt voraussichtlich gehaltene Tiere, ihrer Nutzungsart und ihres 
Standortes bezogen auf die jeweilige Tierart mitzuteilen. Die Anordnung der Maßnahme in Nummer  2. 
des Tenors, dass eine noch nicht erfolgte Meldung unverzüglich nachzuholen ist, beruht auf § 65 
Geflügelpest-Verordnung i.V.m. §§ 38 Abs. 11, 6 Abs. 1 Nr. 11 a Tiergesundheitsgesetz. Danach hat die 
zuständige Behörde die Befugnis bei Feststellung der Geflügelpest weitergehende Maßnahmen 
anzuordnen, soweit diese zur Tierseuchenbekämpfung erforderlich sind. Eine Kenntnis aller Tierhalter ist 
für alle amtlichen Belange im Rahmen der Bekämpfung hochansteckender Erkrankungen zwingend 
erforderlich. 
 
Zu Nr. 3 des Tenors 
Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in den Ziffern 1. und 2. des Tenors wird gemäß § 80 Abs. 2 
Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet, da es sich bei der Geflügelpest um eine 
hochansteckende und leicht übertragbare Tierseuche handelt, die bei Ausbruch mit hohen 
wirtschaftlichen Schäden und weitreichenden Handelsrestriktionen einhergeht. Die Maßnahmen zum 
Schutz vor der Verschleppung der Seuche müssen daher sofort und ohne eine zeitliche Verzögerung 
greifen. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfordert ein besonderes Vollzugsinteresse, welches 
über jenes hinausgeht, das den Bescheid rechtfertigt. Es liegt im besonderen öffentlichen Interesse, 
dass die zur wirksamen Seuchenbekämpfung erforderlichen Maßnahmen ohne zeitlichen Verzug 
durchgeführt werden können. Diesem besonderen öffentlichen Interesse stehen keine vorrangigen oder 
gleichwertigen Interessen des Tierhalters gegenüber, die es rechtfertigen könnten, die Wirksamkeit der 
Allgemeinverfügung bis zu einer zeitlich noch nicht absehbaren unanfechtbaren Entscheidung über 
einen möglichen Widerspruch hinauszuschieben. Insofern überwiegt das öffentliche Interesse an der 
sofortigen Vollziehung ein entgegenstehendes privates Interesse an der aufschiebenden Wirkung eines 
Widerspruchs. 
 
Zu Nr. 4 und 5 des Tenors  
Um die jeweils aktuelle Tierseuchenlage berücksichtigen zu können, bleibt der Widerruf der 
Allgemeinverfügung gemäß § 36 Abs. 2 Nr. 3 ThürVwVfG vorbehalten. 
 
Entsprechend § 41 Absatz 4 Sätze 3 und 4 ThürVwVfG gilt die Allgemeinverfügung zwei Wochen nach 
der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In einer Allgemeinverfügung kann ein hiervon 
abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag, bestimmt werden. Von 
dieser Ermächtigung wurde Gebrauch gemacht, da die tierseuchenrechtliche Anordnung keinen 
Aufschub duldet. 
 
Diese Allgemeinverfügung wird auf der Grundlage des § 41 Abs. 3 Satz 2 ThürVwVfG öffentlich bekannt 
gegeben. Dabei war zu berücksichtigen, dass der Adressatenkreis so groß ist, dass er, bezogen auf Zeit 
und Zweck der Regelung, vernünftigerweise nicht in Form einer Einzelbekanntgabe angesprochen 
werden kann. 
 
Von einer Anhörung wurde gemäß § 28 Abs. 2 Nr. 4 ThürVwVfG abgesehen. Im Rahmen der 
Ermessensentscheidung war zu berücksichtigen, dass bei der vorliegenden Sachlage die Anhörung der 
Betroffenen nicht zu einer anderen Beurteilung der Dinge geführt hätte. 
 
Zu Nr. 6 des Tenors 
Die Kostenentscheidung ergeht nach § 28 Nr. 1 ThürTierGesG. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe schriftlich oder zur 
Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Nordhausen, Behringstraße 3, 99734 Nordhausen oder bei 
einer anderen Außenstelle des Landratsamtes Nordhausen erhoben werden.  
Der Widerspruch kann auch durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
nach dem De-Mail-Gesetz erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: info@lrandh.de-mail.de. 
 
Jendricke 
Landrat  
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Hinweise: 
Widerspruch und Anfechtungsklage haben gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO keine aufschiebende 
Wirkung. Dies bedeutet, dass die Anordnungen befolgt werden müssen, auch wenn ein Rechtsbehelf 
eingelegt wird.  
 
Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnungen stellen Ordnungswidrigkeiten im Sinne von § 32 Abs. 2 
Nr. 3 i.V.m. Abs. 3 des TierGesG dar. Diese können mit einem Bußgeld in Höhe von bis zu 30.000 € 
geahndet werden.   
 

Nr. 3: 
Bekanntmachung des Landkreises Nordhausen: Feststellung des Ergebnisses der Allgemeinen 
Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) 
 
Die Probst Champignon Woffleben GmbH, Am Sportplatz 1 b, 99755 Ellrich OT Woffleben beabsichtigt 
auf ihrem Firmenstandort in Woffleben (Flur 1, Flurstück 37/17) die Grundwasserentnahme aus 2 
Brunnen zu Kühl- und Brauchwasserzwecken und die Einleitung des genutzten Kühlwassers  über eine 
zu verlegende Transportleitung (erdverlegt) in die Zorge. 
Die beantragte Grundwasserentnahmemenge umfasst maximal 110.700 m³/a, die Einleitmenge des 
Kühlwassers in die Zorge maximal 108.000 m3/a.  
Das anfallende Brauchwasser wird dem zuständigen Abwasserzweckverband angedient. 
 
Die Entnahme und Ableitung von Grundwasser stellt nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 des Gesetzes zur Ordnung 
des Wasserhaushalts (WHG) eine Benutzung dar, für die nach § 8 Abs. 1 i.V.m. § 10 Abs. 1 und § 12 
WHG eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich ist. 
Das Vorhaben fällt nach § 7 Abs. 1 UVPG in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes, wonach 
entsprechend Anlage 1 Nr. 13.3.2. UVPG für die Grundwasserentnahme in einer Höhe von 100.000 m3 
bis weniger als 10 Mio. m3 eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 Abs. 1 UVPG 
durchzuführen ist. 
In deren Ergebnis wird gemäß § 5 Abs. 2 UVPG durch die zuständige Untere Wasserbehörde des 
Landratsamtes Nordhausen festgestellt, dass unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG 
aufgeführten Kriterien durch das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 
zu erwarten sind. Somit besteht keine Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung. 
 
Maßgebend für diese Entscheidung waren folgende Gründe: 
Die Brunnen zum Zweck der Grundwasserentnahme und  die Trasse der Leitung bis zur  Einleitstelle des 
Kühlwassers nach dessen Nutzung in die Zorge liegen im Geltungsbereich des Naturparkes Nr. 1 
„Südharz“, des FFH-Gebiet Nr. 4 „Kammerforst-Himmelsberg-Mühlberg“ und des Vogelschutzgebietes 
Nr. 2 „Südharzer Gipskarst“. Die Entnahme des Grundwassers als auch die Einleitung in das 
Oberflächengewässer Zorge über eine zu verlegende Leitung führen nicht zu einer erheblichen 
Beeinträchtigung der Erhaltungsziele der Natura-2000 Gebiete. Im Ergebnis der Variantenprüfung zur 
Leitungstrasse und Festlegung der Vorzugsvariante mit Vermeidungs-, Minderungs- und 
Kompensationsmaßnahmen wird festgestellt, dass der Eingriff ausgeglichen werden kann. Der 
entsprechende Nachweis erfolgte mit vorliegender Bilanzierung.  
 
Im Rahmen der bilanzseitigen Untersuchung des betroffenen Grundwasserkörpers wurde der 
gutachterliche Nachweis erbracht, dass die Entnahmemenge keinen negativen Einfluss auf das 
Grundwasserdargebot des zu betrachtenden Teileinzugsgebietes hat, da das Grundwasser vorrangig 
dem Uferfiltrat der Zorge entnommen wird. Die damit verbundene Abflussreduzierung der Zorge von 
weniger als 0,5 Prozent (gemäß vorliegendem Bilanzmodell) führt auch bei einem mittleren jährlichen 
Niedrigwasser zu keiner erheblich nachteiligen Beeinträchtigung des Abflussverhaltens der Zorge. 
Eine Beeinträchtigung der Fischfauna ist aus vorgenanntem Grund als auch durch die Einleittemperatur 
des Kühlwassers nicht zu besorgen. 
Die Anforderungen der Wasserrahmenrichtlinie an ökologische und chemische Parameter 
(Analysebefunde zum Kühlwasser liegen vor) von Oberflächengewässern, hier der Zorge, werden 
eingehalten. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Entscheidung gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbständig 
anfechtbar ist.  
 
Nordhausen, 23.12.2020 
Jendricke 
Landrat 
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Nr. 4 
Bekanntmachung des Abwasserzweckverbandes „Südharz“: Haushaltssatzung des 
Abwasserzweckverbandes „Südharz“, Harztor für das Wirtschaftsjahr 2021 
 
Auf der Grundlage des § 19 und § 55 ff. Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) sowie §§ 20,  23 und § 
36 des Thüringer Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) i.V.m. § 53 ff. 
Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) und den § 13 ff. der Thüringer Eigenbetriebsverordnung 
(ThürEBV) erlässt der Abwasserzweckverband „Südharz“ folgende Haushaltssatzung: 

 
§ 1 

Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan 2021 des AWZV „Südharz“ wird hiermit festgesetzt; dadurch 
ergeben sich 

im Erfolgsplan  
Erträge mit    2.948.025 Euro 
Aufwendungen mit   2.948.025 Euro 
 
im Vermögensplan  
Einnahmen mit    3.019.953 Euro 
Ausgaben mit    3.019.953 Euro 
 

§ 2 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahme für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen wird  auf      
1.131.000 Euro     festgesetzt. 
 

§ 3 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt wird   
auf  2.798.000 Euro    festgesetzt. 
     

§ 4 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan 
wird auf   0   Euro festgesetzt. 
 

§ 5 
Eine allgemeine Deckungsumlage wird vom Verband im Bedarfsfall erhoben, wenn bei der Feststellung 
der Jahresrechnung Verluste auftreten, die nach der Thüringer  Eigenbetriebsverordnung (ThürEBV) 
sowie dem Thüringer Kommunalabgabengesetz (ThürKAG) durch die Mitgliedsgemeinden zu decken 
sind.   
 

§ 6 
Die Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2021 in Kraft. 
 
Harztor OT Niedersachswerfen, den 10.12.2020 
Siegel        gez. Klante, Verbandsvorsitzender                                  
 
Ausfertigungsvermerk 
Die Übereinstimmung des Satzungstextes mit dem Willen der Verbandsversammlung des 
Abwasserzweckverbandes „Südharz“ sowie die Einhaltung des gesetzlich vorgeschriebenen 
Satzungsverfahrens werden bekundet. 
 
Beschluss- und Genehmigungsvermerk 
Mit Beschluss Nr. 10-12/2020 vom 02.12.2020 wurde die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen für das 
Wirtschaftsjahr 2021 beschlossen. 
Die Haushaltssatzung und der Wirtschaftsplan 2021 des Abwasserzweckverbandes „Südharz“ wurde mit 
Schreiben des Landratsamtes Nordhausen vom 10.12.2020, AZ: 15.0.11827/Hat. rechtsaufsichtlich 
genehmigt. 
 
Bekanntmachungshinweis 
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die die Ausfertigung und diese 
Bekanntmachung betreffen, können gegenüber dem Abwasserzweckverband „Südharz“, Kirchplatz 2, 
99768 Harztor OT Niedersachswerfen geltend gemacht werden. 
Sie sind schriftlich unter Angabe der Gründe geltend zu machen. Werden solche Verstöße nicht 
innerhalb einer Frist von einem Jahr nach Bekanntmachung geltend gemacht, so sind diese Verstöße 
unbeachtlich. 
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Auslegungshinweis 
Die Haushaltssatzung und der Wirtschaftsplan 2021 liegen gem. § 57 ThürKO für den Zeitraum von zwei 
Wochen, beginnend am Tag der Veröffentlichung, zur Einsichtnahme in der Geschäftsstelle des 
Abwasserzweckverbandes „Südharz“, Kirchplatz 2, 99768 Harztor OT Niedersachswerfen zu den 
Geschäftszeiten aus. 
 
Harztor OT Niedersachswerfen, den 10.12.2020 
Siegel        gez. Klante, Verbandsvorsitzender             

 
Nr. 5 

Bekanntmachung des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Nordthüringen: Beschlüsse der 69. 
Verbandsversammlung des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Nordthüringen (ZAN) vom 
14. Dezember 2020 
 
Beschluss-Nr. LXIX- 01/20 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Abfallwirtschaft (ZAN) beschließt die Genehmigung der 
Niederschrift der 68. Verbandsversammlung des öffentlichen Teiles. 
 
Beschluss-Nr. LXIX- 02/20 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Nordthüringen (ZAN) beschließt im 
Sinne der Vorlage die geprüfte Jahresrechnung 2019. Die geprüfte Jahresrechnung liegt zur 
Einsichtnahme in der Zeit vom 15. 12.2020 bis einschließlich 11. Januar 2021 in der 
Geschäftsstelle des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Nordthüringen (ZAN), An der B 4, 99735 Kleinfurra 
 
Beschluss-Nr. LXIX - 03/20 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Nordthüringen (ZAN) beschließt im 
Sinne der Vorlage die Entlastung des Verbandsvorsitzenden für die Jahresrechnung 2019 
 
Beschluss-Nr. LXIX - 04/20 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Nordthüringen (ZAN) beschließt die 
Fortschreibung des Finanzplanes nach § 62 ThürKO für das Haushaltsjahr 2020 und Folgejahre. 
 
Beschluss-Nr. LXIX - 05/20 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Nordthüringen (ZAN) beschließt die 13. 
Änderung der Entgeltordnung des ZAN vom 11.09.2007 gemäß beiliegender Anlage (Kalkulation) 
Artikel 1 
Die Entgeltordnung des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Nordthüringen (ZAN) vom 11.09.2007 wird 
geändert. Der Satz 3 des § 4 Abs. 3 der Entgeltordnung sind wie folgt zu ersetzen: Der Abschlag der 
Monate Januar bis Dezember 2021 wird mit einem Kostensatz von 127,35 €/Mg auf der Basis der 
angelieferten Abfälle des Jahres 2020 berechnet. 
Artikel 2 
Die 13. Änderung der Entgeltordnung des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Nordthüringen (ZAN) vom 
11.09.2007 tritt am 01.01.2021 in Kraft. 
 
Beschluss-Nr. LXIX - 06/20 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Nordthüringen (ZAN) beschließt die 
Verlängerung der Anwendung des alten Rechts nach § 2 Abs. 3 UStG auf die maximal zulässige 
gesetzliche Frist. 
 
Beschluss-Nr. LXIX - 07/20 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Nordthüringen (ZAN) beschließt die 
Genehmigung der Niederschrift der 68. Verbandsversammlung des nicht öffentlichen Teiles 
 
gez. Jendricke, Verbandsvorsitzender 
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